
Auch bei anderen Delikten, z. B. bei Körperverlet­
zung oder Sexualdelikten, entsprechen die Strafen nicht 
immer der Gesellschaftsgefährlichkeit der Handlungen. 
Hinzu kommt, daß durch eine zu großzügige Praxis in 
der Gewährung der bedingten Strafaussetzung die teil­
weise ohnehin milden Urteile nicht vollstreckt werden. 
Durch eine solche Strafpolitik kann jedoch der Krimi­
nalität nicht in wirksamer Weise entgegengewirkt wer­
den. Von den im ersten Halbjahr 1957 zu Freiheits­
strafen verurteilten 79 Personen erhielten 26 bedingte 
Strafaussetzung, ein Teil davon sofort nach der Haupt- 
verhandlung. In der überwiegenden Zahl dieser Fälle 
war es jedoch nicht angebracht, die Strafvollstreckung 
auszusetzen. So erhielten der bereits genannte HO- 
Gaststättenleiter S. wie auch das Ehepaar Sg. bedingte 
Strafaussetzung. Bei L., der wegen Diebstahls, Unter­
schlagung und Hehlerei von Volkseigentum zu einem 
Jahr Gefängnis verurteilt worden war, wurde die Strafe 
ebenfalls ausgesetzt. Völlig unverständlich ist, daß auch 
bei einschlägig vorbestraften Personen § 346 StPO zur 
Anwendung kommt. Ein gewisser Sch., der 1954 wegen 
Amtsunterschlagung zu einem Jahr Zuchthaus verur­
teilt worden war, wurde jetzt wegen Betrugs in sechs 
Fällen und wegen eines versuchten Betrugs zu einer 
Strafe von sieben Monaten Gefängnis verurteilt, die 
sofort nach der Verhandlung bedingt ausgesetzt wurde. 
Diesen hier angeführten Beispielen könnten noch wei­
tere hinzugefügt werden.

Die Begründungen dieser Beschlüsse lassen in den 
wenigsten Fällen erkennen, aus welchen Umständen 
und Anhaltspunkten das Gericht schließt, daß die be­
treffenden Täter aus der Verhandlung Lehren gezogen 
haben und sich in der Zukunft verantwortungsbewußt 
verhalten werden. Wegen dieser unverständlichen 
Praxis bei der Gewährung bedingter Strafaussetzung 
sind die Richter und Staatsanwälte, wie sie erklärten, 
von der Justizverwaltungsstelle Potsdam und auch vom 
Bezirksstaatsanwalt noch gelobt worden. Von dort seien 
sie ständig darauf hingewiesen worden, im Hinblick 
auf das zu erwartende Strafrechtsergänzungsgesetz mit 
seinen neuen Strafarten „öffentlicher Tadel“ und „be­
dingte Verurteilung“ ^chon jetzt so viel wie möglich 
die sofortige bedingte Strafaussetzung anzuordnen.

Hier offenbart sich ein gründliches Mißverstehen der 
von der 3. Parteikonferenz geforderten Verstärkung der 
Erziehungsfunktion der Justiz. Die Erziehungsaufgabe 
wird einseitig auf die straffällig gewordene Person be­
schränkt und dabei außer acht gelassen, daß mit dem 
Urteil sowohl auf den Täter als auch gleichermaßen 
auf die Öffentlichkeit erzieherisch eingewirkt werden 
muß. Diese Funktion der Strafe und damit ihre präven­
tive Aufgabe werden nicht beachtet. Das zeigt, daß 
falsche Ansichten und Auffassungen über das Wesen der 
Strafe in unserem Staat noch nicht beseitigt sind. Daher 
ist es erforderlich, daß von seiten der zentralen Organe 
der Justiz wie auch von der Wissenschaft dieser fal­
schen Praxis der Gerichte mehr Aufmerksamkeit ge­
widmet wird, zumal ja in absehbarer Zeit mit dem 
Erlaß des Gesetzes zur Ergänzung des Strafgesetzbuchs 
zu rechnen ist, das an die Richter und Staatsanwälte 
hohe Anforderungen stellen wird, damit die darin vor­
gesehenen Maßnahmen ihrem Wesen entsprechend 
angewandt werden.

Durch die vorangegangenen Ausführungen soll jedoch 
nicht der Eindruck entstehen, daß mit der kommenden 
bedingten Verurteilung oder dem öffentlichen Tadel 
sehr sparsam umgegangen und diese Strafen so wenig 
wie möglich ausgesprochen werden sollen. Nein! Es 
geht um die richtige Anwendung dieser Strafmaßnah­
men, um das Erfassen ihres Inhalts, der ja nicht darin 
besteht, möglichst vielen Tätern den Vollzug der Strafe 
zu ersparen. Das Wesen dieser Strafen liegt darin, daß 
das zu erreichende Ziel der Erziehung des Täters nicht 
mit der zwangsweisen Erziehung durch den Strafvoll­
zug erfolgt, sondern sich auf die gesellschaftliche 
Ächtung, auf die moralisch-politische Verurteilung einer 
den Interessen der Gesellschaft widersprechenden 
Handlung beschränkt und der Täter allein dadurch er­
zogen werden kann. Man kann kein Schema aufstellen, 
wann eine bedingte Verurteilung auszusprechen ist. 
Man wird sich aber auf den Standpunkt stellen müssen, 
daß die Gesellschaftsgefährlichkeit der Handlung nicht

sehr erheblich sein darf und der Täter — wie B e n ­
j a m i n  schreibt — bereits seit Jahren bewiesen hat, 
daß bei ihm eine Erziehung zur Arbeitsdisziplin durch 
den Strafvollzug nicht mehr erforderlich ist2, und schon 
die Hauptverhandlung einen solchen erzieherischen 
Erfolg verspricht, daß er für die Zukunft die Gesetze 
unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates gewissenhaft be­
folgen wird. Das setzt eine gewissenhafte Prüfung aller 
objektiven und subjektiven Umstände der Straftat vor­
aus; auch wird eine gründliche Beurteilung des gesell­
schaftlichen Verhaltens des Täters vor der Straftat 
erforderlich sein.

In dieser Beziehung gibt es bei den Richtern und 
Staatsanwälten in Königs Wusterhausen Unklarheiten. 
Bei der Erforschung der subjektiven Seite und der Be­
urteilung des Subjekts werden sehr einseitig die posi­
tiven Umstände und die für den Täter sprechenden 
Faktoren berücksichtigt, während Tatsachen, die den 
Täter im Zusammenhang mit der Straftat charakteri­
sieren und die Ursachen des Verbrechens besser be­
urteilen lassen, nur ungenügend berücksichtigt werden. 
Zum Teil sind solche negativen Erscheinungen, die die 
Moral des Beschuldigten bloßlegen, dem Gericht gar 
nicht bekannt.

Eine HO-Gaststättenleiterin, die wegen Unterschla­
gung bestraft werden mußte, wird beispielsweise in 
ihrer Gemeinde als bekannte „Trinkerin“ bezeichnet, 
die ständig hohe Zechen macht. Das Gericht wußte dies 
jedoch nicht. Aus der gleichen Gemeinde ist der junge 
Arbeiter M. wegen versuchter Notzucht bestraft worden. 
Er ist dort als ein hemmungsloser Mensch bekannt. 
Auch dies wußte das Gericht nicht. Diese einseitige, 
nur auf die guten Seiten des Subjekts gerichtete Orien­
tierung ist mit eine Ursache dafür, daß in manchen 
Fällen die Strafe bedingt ausgesetzt wurde, in denen 
es nicht angebracht war.

Es ist eine allen bekannte Wahrheit, daß die erziehe­
rische Wirkung der Urteile nicht nur von ihrer Richtig­
keit, sondern ebenso von ihrer Überzeugungskraft, von 
der gründlichen moralisch-politischen Wertung des 
Verbrechens abhängt. Eine Durchsicht der Urteile ergab, 
daß in dieser Beziehung große Mängel bestehen.

In einer ganzen Reihe von Urteilen ist das Objekt 
des Verbrechens verkannt. So wird beispielsweise bei 
Körperverletzung nicht die Gesundheit des Menschen 
als das angegriffene Verbrechensobjekt angesehen. In 
ständig wiederkehrenden Formulierungen heißt es: „Die 
Handlungen sind besonders gesellschaftsgefährlich, da 
einmal ein erheblicher Arbeitsausfall zu verzeichnen 
ist und zum anderen die Mittel der SVK unnötig in 
Anspruch genommen werden“.

In mehreren Urteilen, die Unterschlagungen von Geld 
in Konsum oder HO zum Gegenstand haben, heißt es, 
daß durch diese Handlungen der Geldumlauf gestört 
wie auch das Vertrauen der Bevölkerung zu diesen 
Institutionen geschwächt wird. Aus der fehlerhaften 
Objektsbestimmung ergibt sich eine ungenügende und 
nicht überzeugende Darlegung der Gesellschafts­
gefährlichkeit der Verbrechen. Anstatt eine eingehende 
politisch-moralische Wertung der Handlung vorzu­
nehmen und damit die Gesellschaftsgefährlichkeit zu 
begründen, wird lakonisch gesagt, daß diese Verbrechen 
wegen ihrer Gesellschaftsgefährlichkeit für unseren 
Wirtschaftsablauf gefährdend sind. Oder man verliert 
sich in z. T. abwegige moralisierende Betrachtungen, 
ohne sich überhaupt mit der Gesellschaftsgefährlichkeit 
der jeweiligen Tat auseinanderzusetzen. Im Urteil gegen 
den Jugendlichen G. wird wegen schwerer Sachbeschä­
digung von Volkseigentum sowie wegen schweren 
Diebstahls Heimerziehung angeordnet. In diesem Urteil 
heißt es: „Da er viel Alkohol zu sich nahm, hatte er 
auch kein Geld mehr. In dieser Situation kam der 
Jugendliche auf den Gedanken, Gelder zu entwenden. 
Durch die Verhandlung muß dem Angeklagten ein­
deutig aufgezeigt werden, daß es Zeit ist, einen ande­
ren Weg in seiner Entwicklung einzuschlagen. Er ist 
noch jugendlich. Noch werden seine Handlungen nach 
dem JGG gewertet. Wenn er jedoch sein Verhalten 
nicht ändert, dann wird er später Gefängnis- und 
Zuchthausstrafen erhalten. Der Jugendliche G. ist ein

2 NJ 1956 S. 323.
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